
V or dem Kohlegipfel im Bun-
deskanzleramt hat der Bun-
desverband für Emissions-
handel und Klimaschutz
(BVEK) grundsätzliche Kri-

tik an den geplanten Kraftwerksstillle-
gungen geübt. Für den gewünschten
Klimaschutzeffekt müsste kein deut-
sches Kraftwerk abgeschaltet werden,
sagt der BVEK-Vorsitzende Jürgen Hac-
ker im WELT-Gespräch.

VON DANIEL WETZEL

Die Milliardensummen für Entschä-
digungszahlungen und den Struktur-
wandel in den Braunkohlegebieten
könne sich die Bundesregierung spa-
ren. Grund: Innerhalb des europäi-
schen Emissionshandels genüge es, die
verfügbare Menge an CO2-Berechti-
gungen zu kaufen und aus dem Verkehr
zu ziehen.

In der Politik werde diese billige und
sozialverträgliche Möglichkeit jedoch
aus einem Grund nicht diskutiert,
glaubt Hacker: Zu viele Gruppen hätten
am ineffizienten Klimaschutz ein finan-
zielles Interesse.

WELT: Herr Hacker, für Kraftwerksbe-
treiber ist es teuer geworden, Berech-
tigungsscheine für den CO2-Ausstoß
zu kaufen. Viele Kohlekraftwerke
schränken wegen der hohen Preise im
Emissionshandel bereits ihre Produk-
tion ein. Dennoch will Bundeskanzle-
rin Merkel diese Woche mit Vertre-
tern der sogenannten Kohlekommis-
sion über zusätzliche Kraftwerksstill-
legungen beraten. Ist das nötig?
JÜRGEN HACKER: Es ist vollkommen
unnötig. Die deutschen Klimaschutz-
ziele lassen sich erreichen, ohne dass
auch nur ein einziges Kohlekraftwerk
in Deutschland durch staatlichen
Zwang stillgelegt wird. Das gilt sowohl
für die Klimaziele 2030 als auch noch
für das Ziel bis 2020. Mit einer staat-
lich erzwungenen Stilllegung eines
Kohlekraftwerkes alleine kommt sie
den Klimaschutzzielen keinen Millime-
ter näher.

Warum nicht? Mit der Stilllegung
eines Kohlekraftwerkes werden doch
dessen CO2-Emissionen verhindert.
Unter dem Dach des Europäischen
Emissionshandels werden die verhin-
derten Emissionen nur verlagert. Man
spricht dabei vom Wasserbett-Effekt.
In anderen Ländern wird entsprechend
mehr emittiert, weil die Stilllegung
deutscher Kohlekraftwerke lediglich
die CO2-Emissionsrechte europaweit
billiger macht. Auch Unternehmen in
Deutschland werden weniger in Klima-
schutzmaßnahmen investieren, weil
sich das nicht mehr lohnt, wenn die
CO2-Emissionsrechte am Markt billiger
werden. Dies ist nicht nur ein theoreti-
scher Effekt. Ich kenne reale Beispiele
aus meiner Praxis als Unternehmens-
berater.

Wenn deutsche Kohlekraftwerke we-
niger CO2 ausstoßen, wird der Einsatz
von Kohlekraftwerken im Ausland
also wirtschaftlicher. Warum wird die
bei einem deutschen Kohleausstieg
entstehende Produktionslücke nicht
von erneuerbaren Energien gefüllt?
Weil deren Stromerzeugung Einspeise-
und Abnahmevorrang hat. Sie produzie-
ren also ohnehin so viel Strom, wie sie
können, unabhängig davon, ob das deut-
sche Kohlekraftwerk stillgelegt wird
oder nicht.

Dann könnten doch immer noch Gas-
kraftwerke die Kohlemeiler ersetzen.
Die sind doch sauberer.
Wenn Emissionsrechte am Markt billi-
ger werden, verschlechtert sich die
Wirtschaftlichkeit von Gaskraftwerken
im Vergleich zu den verbleibenden Koh-
lekraftwerken. Die Auslastung der Gas-
kraftwerke wird deshalb tendenziell ab-
nehmen, die Auslastung der übrigen
Kohlekraftwerke wird eher steigen. Es
zeigt sich ganz deutlich, dass nationale
Maßnahmen keinen klimapolitischen

Sinn machen. Die CO2-Emissionen von
deutschen Kohlekraftwerken sind eben
keine „deutschen“ Emissionen mehr,
sondern EU-Emissionen.

Aber nach einer neuen Regelung der
Europäischen Union kann die Bun-
desregierung doch bei nationalen Kli-
maschutzmaßnahmen jetzt entspre-
chend weniger Emissionsrechte ver-
steigern. Damit fließen Emissions-
rechte nicht mehr ins Ausland ab. Ein
Wasserbett-Effekt wird so verhindert.
Das ist richtig, es bestätigt aber nur,
dass die Stilllegung einzelner deut-
scher Kohlekraftwerke als solche gar
keine Klimaschutzwirkung hat. Diese
tritt erst durch die Löschung der nicht
versteigerten Emissionsrechte ein. Um
Emissionsrechte löschen zu können,
muss die Bundesregierung aber kein
einziges Kohlekraftwerk stilllegen.
Statt auf die Erlöse aus der Versteige-
rung der betreffenden Menge an Emis-
sionsrechten zu verzichten, könnte sie
mit den Erlösen aus der Versteigerung
dieser Emissionsrechte einfach am
Markt dieselbe Menge an Emissions-
rechten aufkaufen. Für den Bundes-
haushalt macht dies keinen Unter-
schied.

Kann die Bundesregierung nicht bei-
des tun: Kraftwerke zwangsweise

stilllegen und zusätzlich Emissions-
gutscheine in der entsprechenden
Menge am Markt aufkaufen? Dann
hätte das Sonderopfer der deutschen
Braunkohle-Industrie doch noch
einen Sinn.
Das kann sie tun, nur ändert das nichts
daran, dass die Kraftwerksstilllegung
alleine keine Klimaschutzwirkung hat.
Selbst eine mit der Stilllegung verbun-
dene Löschung von Emissionsrechten
hätte ohnehin nur eine eingeschränkte
Klimaschutzwirkung. Denn es sind
auch die komplizierten Regeln der so-
genannten Marktstabilitätsreserve ge-
ändert worden. Vereinfacht ausge-
drückt, bewirkt die Löschung von
Emissionsrechten durch die Bundesre-
gierung, dass tendenziell weniger Emis-
sionsrechte in diese Marktstabilitätsre-
serve überführt werden und ab 2023
aus dieser Reserve von Amts wegen ge-
löscht werden. Je nach zukünftiger Ent-
wicklung der CO2-Emissionen in der
EU kann dieser Effekt die Klimaschutz-
wirkung der Löschung bis zu 48 Pro-
zent wieder aufheben.

Hatten Sie aber nicht selbst gerade
die Löschung von CO2-Berechtigun-
gen als die einzige effiziente Klima-
schutzmaßnahme beschrieben?
Mein Vorschlag lautet, die aufgekauften
Emissionsrechte gerade nicht zu lö-

schen. Diese sollten lediglich der Ver-
fügbarkeit der Marktteilnehmer entzo-
gen werden, indem sie auf dem Konto
der Bundesregierung dauerhaft stillge-
legt werden. Nach den EU-Kriterien
wird dadurch die Umlaufmenge an
Emissionsrechten formal nicht verrin-
gert – und damit bleibt es später bei
einer ungeschmälerten Löschung von
Rechten aus der Marktstabilitätsreser-
ve. Verringert die Bundesregierung die
Menge der verfügbaren Emissionsrech-
te auf diese Weise, würden irgendwo in
Europa einige Kraftwerke oder Indu-
strieanlagen ihre Emissionen entspre-
chend senken. Der Klimaschutzeffekt
wäre voll erreicht und zudem wesent-
lich kostengünstiger. Denn Deutschland
müsste den Betreibern von stillgelegten
Kohlekraftwerken keine Entschädigung
zahlen und nicht zweistellige Milliar-
densummen in den Strukturwandel der
Braunkohle-Regionen pumpen. Das
müsste eigentlich den Bundesrech-
nungshof aufschrecken. Mit den Grund-
sätzen einer sparsamen Haushaltsfüh-
rung gemäß der Bundeshaushaltsord-
nung dürfte das wohl kaum zu vereinba-
ren sein.

Wenn ein solches Vorgehen machbar
ist, entzieht das der Regierungskom-
mission Wachstum, Strukturwandel,
Beschäftigung ja die Existenzgrund-
lage.
Ja! Die Mitglieder der WSB-Kommissi-
on müssen begreifen, dass es nicht auf
die Zahl der stillgelegten Kraftwerke in
Deutschland ankommt, sondern auf die
Zahl der stillgelegten CO2-Emissions-
rechte im EU-System handelbarer
Emissionsrechte.

Warum wird das nicht umgesetzt,
wenn es so einfach wäre?
Es profitieren offenbar zu viele Interes-
sengruppen von ineffizientem Klima-
schutz. Wenn wir für den Klimaschutz
einen zwei- oder dreistelligen Milliar-
denbetrag mehr ausgeben, als eigentlich
notwendig wäre, dann verschwindet das
Geld ja nicht irgendwo. Das Geld hat
Empfänger. Und die werden alles tun,
um eine effiziente Klimaschutzpolitik
zu verhindern.

Welche Gruppierungen profitieren
von der Geldverschwendung im Kli-
maschutz?
Strengen Sie Ihre Fantasie an. Öko-
strom-Produzenten hätten gern weitere
staatliche Subventionen für ihre jeweili-
ge Technologie. Die Ministerialbürokra-
tie will auf ihre aufgeblähten Apparate
zur Verwaltung milliardenschwerer
Förderprogramme nicht verzichten, wie
effizient oder ineffizient die auch im-
mer sein mögen. Kohlekonzerne wür-
den gern eine Entschädigung aus Steu-
ergeldern bekommen, wenn sie das eine
oder andere ohnehin unwirtschaftliche
Kraftwerk für politische Klimaschutz-
ziele stilllegen. Die Profiteure sitzen of-
fensichtlich auf allen Seiten. Es ist doch
merkwürdig: Alle Kraftwerke und Indu-
strieanlagen, die den Regeln des EU-Sy-
stems handelbarer Emissionsrechte un-
terliegen, erfüllen zusammen die CO2-
Sparziele nachweisbar zu 100 Prozent.
Und dennoch wird dieses offensichtlich
funktionierende System als kaputter
oder unsicherer Emissionshandel dis-
kreditiert. Das einzige Klimaschutzin-
strument, das seine Wirksamkeit unter
Beweis gestellt hat, wird dreist in Miss-
kredit gebracht, um weiterhin direkte
und indirekte Subventionen zu recht-
fertigen.

Wasserdampf steigt aus den Kühltürmen des Braunkohlekraftwerks Schwarze Pumpe in der Lausitz 
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„Kein Kohlekraftwerk
müsste sterben“
Das Klima ließe sich durch den Kauf von Emissionsrechten 
besser und vor allem billiger schützen als durch einen
Kohleausstieg, sagt der Bundesverband Emissionshandel
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CHINA
Regierung senktSozialabgaben
Zur Stabilisierung des Arbeitsmarktes
kommt die chinesische Regierung den
Unternehmen bei den Sozialabgaben
entgegen. Firmen, die niemanden ent-
ließen, sollten die Hälfte ihres Vor-
jahresbeitrags zur Arbeitslosenver-
sicherung zurückerhalten, zitierte die
amtliche Nachrichtenagentur Xinhua
einen ranghohen Vertreter des Arbeits-
ministeriums. Die entsprechenden
Pläne würden beschleunigt. In diesem
Jahr drängten allein in den städtischen
Regionen über 15 Millionen Jobsuchen-
de auf den Arbeitsmarkt, darunter fast
8,4 Millionen mit abgeschlossenem
Studium, sagte der Beamte. Hochschul-
absolventen, Wanderarbeitern und
Veteranen sollten gezielte Unterstüt-
zung bei der Stellensuche angeboten
werden. Die Arbeitslosenquote in den
Städten lag Ende 2018 laut Xinhua bei
3,8 Prozent. China kämpft mit den
Folgen einer Konjunkturabkühlung und
des Zollstreits mit den USA.

RUHESTAND
Mehr deutsche Rentnerleben im Ausland
Die Zahl der im Ausland lebenden
deutschen Rentner ist weiter gestiegen.
Nach Zahlen der Deutschen Renten-
versicherung, die WELT AM SONN-
TAG vorlagen, erhöhte sie sich 2017 um
rund 3000 auf knapp 237.000. Die
meisten der Rentner leben dem Bericht
zufolge in den deutschen Nachbarlän-
dern oder in Nordamerika. Beliebtester
Altersruhesitz sei die Schweiz, wo
26.197 Bundesbürger in Rente leben,
gefolgt von Österreich und den USA
mit jeweils rund 24.300 Ruheständlern.
Berücksichtigt wurden nur Personen
mit deutscher Staatsangehörigkeit.
Den stärksten Zuwachs erfuhren je-
doch andere Staaten, vor allem in Ost-
europa. Die Zahl deutscher Rentner in
Ungarn legte um 7,5 Prozent auf 4803
zu, in Tschechien erhöhte sich die Zahl
um 5,3 Prozent auf 2783, in Polen um
5,1 Prozent auf 6567. 

BANGLADESCH
Polizei geht gegenTextilarbeiter vor
Die Polizei in Bangladesch hat am
Sonntag Tausende Textilarbeiter mit
Wasserwerfern und Tränengas aus-
einandergetrieben, die im Textilindus-
trie-Zentrum Savar im Nordwesten der
Hauptstadt Dhaka für bessere Bezah-
lung protestierten. „Die Arbeiter haben
die Straße verbarrikadiert, wir mussten
sie vertreiben, um die Verkehrssituati-
on zu entspannen“, sagte der Leiter
der Industriepolizei, Sana Shaminur
Rahman. Mit den Demonstrationen
vom Sonntag gingen die Streiks im
Textilsektor in ihre zweite Woche. Die
Arbeiter verlangen seit Längerem
Lohnerhöhungen und haben in den
vergangenen sieben Tagen wiederholt
riesige Protestmärsche veranstaltet,
bei denen es auch zu Gewalt kam. Ein
Textilarbeiter war getötet worden, als
die Polizei Gummigeschosse und Trä-
nengas in eine Menge von 5000 De-
monstranten feuerte. Bangladesch
erzielt rund 80 Prozent seiner Export-
einnahmen mit Kleidungsverkäufen ins
Ausland. Im vergangenen Jahr wurde
Bekleidung im Wert von 30 Milliarden
Dollar (26 Milliarden Euro) verschifft.

NISSAN
Hochrangiger ManagerMunoz gibt Posten auf
Der hochrangige Nissan-Motor-Mana-
ger Jose Munoz hat seinen Posten beim
japanischen Autobauer geräumt. Dies
teilte ein Sprecher mit. Der Schritt des
Chief Performance Officer folgt einem
Bericht, wonach Nissan seine Ent-
scheidungen in den USA überprüfe als
Teil der Ermittlungen im Zusammen-
hang mit dem inhaftierten Ex-Chef
Carlos Ghosn. Der Konzern hatte vor
einigen Tagen erklärt, Munoz sei beur-
laubt worden. Munoz selbst schrieb auf
einen Blog, seine Entscheidung sei
nach sorgfältiger Abwägung getroffen
worden. Nissan sei „gegenwärtig mit
Dingen beschäftigt, die die Aufmerk-
samkeit gebunden haben und auch
weiter binden werden.“ Ghosn selbst
geriet stärker unter Druck: Die Staats-
anwaltschaft in Tokio erhob zwei wei-
tere Anklagen wegen Finanzverstößen. 

KOMPAKT

Euro möglich. Das Land habe nicht nur
eine dynamische Wirtschaft, Mittel-
meerklima und eine reiche Kultur, son-
dern ermögliche Investoren mit Aufent-
haltsgenehmigung auch visumfreies
Reisen durch den Schengen-Raum und
die Aussicht auf eine neue Staatsange-
hörigkeit nach fünf Jahren inklusive Fa-
miliennachzug einschließlich der Groß-
eltern, wirbt etwa die kanadische Ge-
sellschaft Arton Capital auf ihrer Web-
seite. 

Das Unternehmen aus Montreal hat
sich auf maßgeschneiderte Pässe in
Wunschländern spezialisiert und hat
bereits Niederlassungen in 15 Ländern.
Auf der Webseite lässt sich schnell
durchrechnen, wie teuer eine Aufent-
haltsgenehmigung am Ende ist. 

In Portugal betragen die Antragsge-
bühren für eine Familie mit Kindern
und Großeltern zwischen 55.000 und
75.000 Euro. Die Höhe der Gebühren
hängt davon ab, ob man eine Immobilie
kauft oder nur eine Beteiligung an ei-
nem Großprojekt erwirbt.

Auch wenn die Anfangsinvestition
höher ist, erfreut sich Spanien noch

W er Geld hat, dem stehen be-
kanntlich alle Türen offen.
Das wissen auch reiche Chi-

nesen, Inder und Russen, die sich in den
letzten Jahren um einen spanischen
Pass bemühten und im Gegenzug statt-
liche Investitionen in der neuen Heimat
vornahmen. 

VON UTE MÜLLER
AUS MADRID

Nach der Wirtschaftskrise entdeckte
Spanien, genau wie das Nachbarland
Portugal, den Handel mit Aufenthalts-
genehmigungen und Staatsangehörig-
keiten als neue Einnahmequelle und
legte sogenannte „Citizenship by In-
vestment“-Programme auf. 

Zwischen 2012 und 2013 führten beide
Länder eine „goldene Visa-Karte“ für
Millionäre aus dem Ausland ein. Für
den Kauf einer Immobilie im Wert von
500.000 Euro erhält ein ausländischer
Investor zunächst ein Bleiberecht und
kann nach fünf Jahren beantragen, spa-
nischer Staatsbürger zu werden. In Por-
tugal ist dies sogar schon für 350.000

größerer Beliebtheit. Investoren haben
verschiedene Möglichkeiten, sich einzu-
kaufen. Wer vor Immobilien zurück-
schreckt, kann für zwei Millionen Euro
auch spanische Staatsanleihen erwer-
ben oder eine Million Euro auf ein
Bankkonto einzahlen. 

Zwischen 2013 und 2018 hat Spanien
fast 25.000 „goldene Visa“ erteilt und
so seit 2014 fast eine Milliarde Euro pro
Jahr kassiert. An erster Stelle steht Chi-
na mit 7118 Zuwanderern, gefolgt von
Russen, Amerikanern, Indern und Vene-
zolanern, wie aus einem Bericht von
Transparency International und Global
Witness hervorgeht. Beide Nichtregie-
rungsorganisationen warnen davor,
dass diese Praxis Kriminalität und Kor-
ruption Tür und Tor öffnet. Mit den Ci-
tizenship-by-Investment-Programmen
könnten sich Verbrecher, Steuerhinter-
zieher und sonstige Delinquenten ein
luxuriöses Leben in Europa erlauben
und den Strafverfolgungsbehörden in
ihren Heimatländern entkommen. 

Die NGOs bemängeln zudem, dass
gerade Spanien die Aufenthaltsanträge
reicher Investoren innerhalb weniger

Monate bearbeite, während normale
und oft mittellose Einwanderer einen
häufig jahrelangen Gang durch die In-
stitutionen machen müssen.

Der in Madrid lebende venezolani-
sche Universitätsprofessor Sebastián de
la Nuez kann dies nur bestätigen. Aus
seiner Heimat seien in den vergangenen
beiden Jahren viele Superreiche nach
Spanien gekommen, um ihr Vermögen
vor der in Venezuela grassierenden Hy-
perinflation zu retten. Seiner Ansicht
nach verdanken viele ihren Reichtum
dubiosen Geschäften unter dem Schirm
des Regimes von Staatspräsident Ni-
colás Maduro. 

Im Gegenzug für eine Aufenthaltsge-
nehmigung würden sie Luxuswohnun-
gen in Madrid und Barcelona kaufen –
mit Folgen für Spanier und andere Zu-
wanderer: „Die Geldschwemme aus La-
teinamerika sorgt für eine neue Blase in
den Zentren von Spaniens Metropolen“,
kritisiert de la Nuez, der bescheiden in
einem Arbeiterviertel wohnt. 

Neben Spanien und Portugal bieten
noch zehn weitere europäische Länder,
darunter auch Großbritannien, Zypern

und Malta, solche Gegengeschäfte für
Investitionen an. In Malta kam im
Herbst 2017 die Journalistin Daphne
Caruana Galizia, die über Geldwäsche
und den Handel mit Staatsbürgerschaf-
ten auf der Mittelmeerinsel schrieb, bei
einem Anschlag mit einer Autobombe
ums Leben. Bis heute ist die Tat nicht
vollständig aufgeklärt. 

Viel geändert hat sich seither nicht.
Transparency International zählt Malta,
Zypern und Portugal noch immer zu
den Ländern mit den schwächsten Kon-
trollen. Die Organisation fordert ein-
heitliche Prüfkriterien für die „golde-
nen Visa-Programme“ aller europäi-
schen Länder und bessere Anti-Geldwä-
sche-Gesetze, damit auch die Banken
und die Vermittler zur Rechenschaft ge-
zogen werden können. 

Und nicht zuletzt pochen die Kämp-
fer gegen Korruption auf einen verbes-
serten Informationsaustausch zwischen
den Ländern Europas. Nur so könne
man verhindern, dass ein Superreicher,
der in einem EU-Staat abgelehnt wurde,
ein „vergoldetes Visum“ im Nachbar-
land erhält.

Staatsbürgerschaft zu verkaufen
Für Spanien und Portugal ist das Geschäft mit Reisepässen enorm attraktiv. Reiche Russen und Chinesen kaufen sich in Scharen ein

Jürgen Hacker ist Vorstands-
vorsitzender des Bundesver-
bandes Emissionshandel und
Klimaschutz. 1986 gründete der
heute 70-jährige Wirtschafts-
ingenieur die UmweltManage-
mentBeratung Hacker, deren
Geschäftsführer er heute ist.
Hacker berät Unternehmen beim
Handel mit Emissionsrechten.
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